
listischen Gemeinschaftsarbeit, ihre gegenseitigen Be­
ziehungen sowie ihr Denken, Fühlen und Handeln 
umgestalten.

Gegenwärtig können die Gerichte dem Verurteilten 
nur bei der Anordnung der Arbeitsplatzbindung be­
stimmte Auflagen zur Bewährung erteilen. Diese Auf­
lagen beziehen sich nur auf die Bewährung im Arbeits­
prozeß selbst. Die Situation ist also anders als im Ju­
gendgerichtsverfahren, wo das Gericht die Möglichkeit 
hat, dem Jugendlichen in Form von Weisungen diffe­
renzierte Auflagen zu erteilen und somit mehr Ein­
fluß auf die Gestaltung des Bewährungsprozesses zu 
nehmen.
Gleichwohl sollte geprüft werden, inwieweit bereits 
jetzt Möglichkeiten bestehen, auch bei erwachsenen 
Verurteilten im Rahmen ihrer Verpflichtung, sich im 
Prozeß der Arbeit zu bewähren, konkretere Maßnah­
men zur Ausgestaltung dieses Bewährungsprozesses 
festzulegen. Derartige Auflagen könnten z. B. die 
schnelle Wiedergutmachung des Schadens oder die 
Überwindung von Mängeln in der Arbeitsmoral zum 
Gegenstand haben und u. a. darauf gerichtet sein, den 
Verurteilten zum sorgfältigen Umgang mit Werkzeugen 
oder zu gründlicher Pflege der Maschinen anzuhalten. 
Weitergehende verbindliche Festlegungen durch das 
Gericht läßt die gegenwärtige gesetzliche Regelung 
nicht zu. Das Gericht kann dem bürgenden Kollektiv 
bzw. dem Betriebsleiter lediglich Vorschläge unter­
breiten, wie der Prozeß der Erziehung und Selbster­
ziehung des Verurteilten gelenkt werden sollte.
Mit der Pflicht der staats- und wirtschaftsleitenden 
Funktionäre, in ihrem Bereich für Ordnung und Sicher­
heit zu sorgen, ist zugleich die Verantwortung für die 
Erziehung von Straffälligen verknüpft. Die Einsicht und 
Bereitschaft der Werktätigen, bei der Verhütung von 
Rechtsverletzungen und der Erziehung von Straffälligen 
persönliche Verantwortung zu übernehmen, muß durch 
die konsequente Bekämpfung von Nachlässigkeit und 
unkritischem Verhalten gegenüber Mängeln und Schwä­
chen in der Leitungstätigkeit und Erziehungsarbeit in 
den einzelnen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens 
ergänzt werden. Die staats- und wirtschaftsleitenden 
Organe bzw. ihre Leiter sind in ihrem Bereich ver­
pflichtet, gemeinsam mit den Kollektiven den Selbst­
erziehungsprozeß des Verurteilten zu unterstützen und 
zu kontrollieren und die begünstigenden Faktoren der 
Straftat zu beseitigen. Dazu gehört u. a. auch die Über­
tragung von Aufgaben, die es dem Verurteilten er­
möglichen, sich zu bewähren, die seinen Fähigkeiten 
entsprechen und die ihm seine Verantwortung im Kol­
lektiv bewußt machen. Dabei muß die Erkenntnis be­
rücksichtigt werden, daß Arbeit „ohne gleichzeitige 
Bildung, ohne gleichzeitige politische und gesellschaft­
liche Erziehung“ kaum erzieherischen Wert besitzt und 
lediglich ein „neutraler Prozeß“ ist7.

Einige Aufgaben der Gerichte zur Verbesserung 
der Arbeit
Die Erfüllung der mit der Mitwirkung gesellschaftlicher 
Kräfte verbundenen Aufgaben setzt eine enge Zusam­
menarbeit aller Rechtspflegeorgane voraus, ohne daß 
dabei die Spezifik ihrer Aufgaben verwischt werden 
darf. Es bedarf übereinstimmender Auffassungen über 
Inhalt und Umfang der Mitwirkung der Bevölkerung 
im Strafverfahren sowie über die Unterstützung der 
Kollektive nach Abschluß der Hauptverhandlung.
Die vor den Rechtspflegeorganen stehenden großen 
Aufgaben verlangen einen sinnvollen 'Einsatz aller 
Kräfte und die Konzentration auf diejenigen Probleme, 
die bei der Zurückdrängung der Kriminalität die ent-
7 Makarenko, Werke, Bd. 5, Berlin 1956, S. 115.

scheidende Rolle spielen. Dabei ist für Vielgeschäftig­
keit und Prestigedenken kein Platz.
Für das Oberste Gericht und die Bezirksgerichte er­
geben sich vor allem folgende Aufgaben:
1. Die Rechtsprechung muß gründlicher auf Teilgebie­
ten analysiert werden. Nur so ist es möglich, den Nutz­
effekt der Mitwirkung der Werktätigen exakt zu be­
urteilen und herauszuarbeiten, welche Besonderheiten 
bei bestimmten Deliktsgruppen für die einzelnen Teil­
nahmeformen gelten. Die Ergebnisse dieser Unter­
suchungen sind im Präsidium bzw. Plenum zu beraten.
2. Die Einschätzung der Rechtsprechung der Gerichte 
muß stärker mit der Aufdeckung der ideologisch-fach­
lichen Ursachen für fehlerhafte Arbeit verbunden wer­
den. Es genügt nicht, lediglich festzustellen, daß eine 
Entscheidung falsch ist. Dem betreffenden Richter wird 
nur dann geholfen, Mängel in seiner Arbeit zu über­
winden, wenn ihm nicht nur am Einzelfall erklärt wird, 
warum er hätte anders entscheiden müssen. Vielmehr 
muß ihm durch eine sorgfältige Analyse der Ursachen 
seiner Fehler die Grundlage für künftige richtige Ar­
beit gegeben werden.
Insbesondere kommt es darauf an, Mängel zu über­
winden, die in formaler Einbeziehung und undifferen­
zierter Mitwirkung der Werktätigen sowie in langen, 
unkonzentrierten Hauptverhandlungen ihren Ausdruck 
finden und damit auch den gesellschaftlichen Kräften 
keine richtige Orientierung für ihr weiteres Tätigwer­
den geben. Die gerichtliche Verhandlung darf nicht zu 
einer pädagogischen Lektion, zu einer Unterrichts­
stunde gemacht werden. Das gilt auch für das Jugend­
gerichtsverfahren. Die Verwirklichung der Prinzipien 
der sozialistischen Menschenführung, die Anwendung 
pädagogischer und psychologischer Erkenntnisse im 
Strafverfahren, eine die Würde des Menschen achtende 
Verhandlungsführung hat nichts mit Kumpelhaftigkeit 
und Prinzipienlosigkeit gemein. Die Angeklagten und 
die am Verfahren teilnehmenden Bürger müssen er­
kennen, daß die Begehung einer Straftat eine ernste 
Angelegenheit ist, von der Gesellschaft nicht gebilligt 
wird und vom Angeklagten eine Bewährung verlangt. 
Auch der Abfassung der Urteile ist mehr Aufmerksam­
keit zu widmen. Es kommt besonders auf eine konzen­
trierte Darlegung des festgestellten Sachverhalts und 
eine exakte rechtliche Würdigung an8.
3. Die Gerichte müssen die Wirksamkeit der von ihnen 
eingeleiteten Maßnahmen zur Gestaltung des weiteren 
Erziehungsprozesses sorgfältig analysieren. Aus dieser 
Analyse sind Schlußfolgerungen für die differenzierte 
Einbeziehung gesellschaftlicher Kräfte sowie für die 
Anwendung der Arbeitsplatzbindung und der Bürg­
schaft und ihre konkrete Ausgestaltung zu ziehen.

*
Die Erhöhung der Qualität der Arbeit, die fristgemäße 
Erledigung der Verfahren, eine von Sachkunde getra­
gene Hauptverhandlung und eine überzeugende Ent­
scheidung des Gerichts haben wesentlichen Anteil an 
der Entwicklung und Festigung des sozialistischen 
Rechtsbewußtseins unserer Bürger. Die weitere Ver­
vollkommnung unserer Rechtspflege sowie die offensive 
Auseinandersetzung mit dem annexionistischen, frie­
densgefährdenden Charakter des Bonner Rechts und 
mit der antidemokratischen, arbeiterfeindlichen Praxis 
der westdeutschen Justiz werden dazu beitragen, die 
Ausstrahlungskraft der DDR auch auf die Bürger West­
deutschlands zu erhöhen und ihnen zu zeigen, wo Ge­
setzlichkeit und Gerechtigkeit ihre wahre Heimstätte 
haben.

8 Vgl. Mühlberger, „Zum Inhalt und Aufbau des Strafurteils", 
NJ 1965 S. 727 ff., der jedoch nicht dahin verstanden werden 
darf, als komme es ausschließlich auf die Kürze des Urteils, 
nicht aber auch auf die Exaktheit der Begründung an.

460


